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Landesflüchtlingsräte fordern bundesweiten Abschiebestopp für Êzîd*innen in den Irak 

– Schicksal von Dlvin K. steht exemplarisch für die akute Bedrohung 

 

Mainz, 17.09.2025 

 

Die Landesflüchtlingsräte appellieren an Bund und Länder, umgehend einen umfassenden 

Abschiebestopp für Êzîd*innen in den Irak zu verhängen. Die aktuelle Praxis setzt Überlebende 

des Genozids massiver Gefahr aus und lässt Betroffene in ständiger Unsicherheit leben – wie 

das Beispiel der Êzîdin Dlvin K. in Rheinland-Pfalz zeigt. 

 

Am 9. September 2025 konnte die geplante Abschiebung der jungen êzîdischen Frau und ihres 

Bruders aus der Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige (GfA) Ingelheim in letzter 

Minute gestoppt werden. Beide leiden unter schweren psychischen Traumata. 

 

Natalie Lochmann vom Flüchtlingsrat Rheinland-Pfalz erklärt dazu: 

„Die geplante Abschiebung von Dlvin K. musste buchstäblich in letzter Minute gestoppt 

werden. Der Fall zeigt, wie schnell selbst besonders schutzbedürftige Menschen von 

Rückführung bedroht sind. Es braucht einen klaren bundesweiten Abschiebestopp, um solche 

traumatisierenden Situationen künftig zu verhindern.“ 

 

Obwohl die Gefährdungslage für Êzîd*innen im Nordirak durch bewaffnete Konflikte, 

mangelnden Schutz und fehlende Infrastruktur weiterhin dramatisch ist, finden Abschiebungen 

immer noch statt – oftmals trotz schwerer individueller Traumata und fehlender Perspektiven 

für ein menschenwürdiges Leben. 

  

„Es bedarf entschlossener politischer Lösungen. Die Entscheidungsträger*innen in den 

Innenministerien von Bund und Ländern sind jetzt in der Pflicht, endgültig einen 

Abschiebestopp auszusprechen und umzusetzen. Nur so können Menschenrechte gewahrt und 

das Leid der Betroffenen beendet werden“, so Timmo Scherenberg vom hessischen 

Flüchtlingsrat. 

 

Die Landesflüchtlingsräte fordern: 

• Einen sofortigen bundesweiten Abschiebestopp für Êzîd*innen in den Irak 

• Rechtssicherheit für Überlebende des Genozids und eine dauerhafte Bleibeperspektive 

• Humanitäres und verantwortungsvolles Handeln von Bund, Ländern und Behörden 
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